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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 7633.) Allerhöchſter Erlaß vom 21. März 1870., betreffend die Genehmigung zur Er⸗ 
richtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Preußiſche Central- 
Bodenkredit⸗Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Berlin. a 


Alf Ihren Bericht vom 18. d. M. genehmige Ich hierdurch die Errichtung 
einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Preußiſche Central⸗Bodenkredit⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft!“ mit dem Sitze zu Berlin, ſowie deren in der zurückfolgenden nota⸗ 
riellen Urkunde vom 11. d. M. verlautbartes Statut. n 


Berlin, den 21. März 1870. 
Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Leonhardt. Camphauſen. 


An den Minifterpräfidenten, die Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten, für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten, der Juſtiz 

— und der Finanzen. 


(Nr. 7634.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Central⸗Pfandbriefe 
und Rommunal-Obligationen der „Preußiſchen Central⸗Bodenkredit-Aktien⸗ 
geſellſchaft!“ zu Berlin. Vom 21. März 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 


Nachdem Wir durch Unſeren Erlaß vom heutigen Tage die Errichtung 
einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: : 
„Preußiſche Central⸗Bodenkredit⸗Aktiengeſellſchaft“ 
mit dem Sitze zu Berlin und deren in der notariellen Urkunde vom 11. März 
d. J. verlautbartes Statut genehmigt haben, wollen Wir der genannten Aktien⸗ 
Jahrgang 1870. (Nr. 76337634) 34 ge⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 4. April 1870. 
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eſellſchaft, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen 

Aueſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber 
enthalten, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmi ung 
zur Ausgabe auf den Inhaber lautender, mit Zinskupons und Talons verse ee 
Central⸗Pfandbriefe und Kommunal: Obligationen, wie ſolche in dem Statute 
näher bezeichnet und in Gemäßheit deſſelben zu verzinſen find, mit der rechtlichen 
Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Central⸗Pfandbriefe und Kom⸗ 
munal⸗ Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung 
derſelben nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und durch welches für die Befriedigung der Inhaber von Central⸗ 
Pfandbriefen und Kommunal⸗Obligationen, Zinskupons oder Talons eine Ge 
währleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, 9 nebſt dem Statute 
der Geſellſchaft durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen enntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 21. März 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
: Leonhardt. Camphauſen. 


Statt 


der 


Preußiſchen Central⸗Bodenkredit-Aktiengeſellſ chaft. 


Erſter Titel. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Artikel 1. 
Unter der Firma: BE 
„ Preußiſche Central⸗Bodenkredit⸗Aktiengeſellſchaft“ 
wird durch gegenwärtiges Statut eine Aktiengeſellſchaft gegründet, welche ihren 
Sit in Berlin hat. Die Geſellſchaft iſt berechtigt, Zweiganſtallen und Agen, 
turen im In» und Auslande zu 1 „„ 
Art. 


u 


x. Artikel 2. 

Zum Zwecke der Hebung des Bodenkredits, des Kommunalkredits, ſowie 
der Bodenkultur iſt die Geſellſchaft zu nachſtehenden Geſchäften berechtigt: 5 
1) Beſitzern von a N en und Gebäuden hypothekariſche Darlehne zu 

gewähren, deren Rückzahlung in ungetrennter Summe, in Raten oder 
in Annuitäten bedungen werden kann, 


2) Hypothekenforderungen zu beleihen, zu erwerben und für Rechnung von 
rundbeſitzern gegen Sicherſtellung einzulöſen 

| 3) an Provinzen, Kreiſe, Städte, Landesmeliorationsgeſellſchaften und 

: Korporationen aller Art auch ohne hypothekariſche Sicherheit Darlehne 

zu gewähren, ſoweit ſie zu deren Aufnahme durch das Geſetz oder geſetz⸗ 

mäßig erwirkte Bewilligung berechtigt ſind, beziehentlich die Schulden 

ö derartiger Verbände und Korporationen abzulöſen 

4) auf Grund der unter Nr. 1. bis 3. erwähnten Geſchäfte und bis zum 
Belaufe der Summen, welche die Geſellſchaft aus dieſen Geſchäften zu 
fordern hat, Pfandbriefe (genannt Central⸗Pfandbriefe) und Kommunal⸗ 
Obligationen auszugeben und dieſelben kündbar oder auf beſtimmte Zah⸗ 
lungsfriſten oder verloosbar auszuſtellen ; 

5) die von ihr ausgegebenen Central-Pfandbriefe und Obligationen anzu⸗ 
kaufen und Vorſchuͤſſe auf dieſelben zu gewähren. 


Das Geſellſchaftskapital wird vorzugsweiſe den oben angeführten Geſchäf⸗ 
ten gewidmet werden. f 

f Die Geſellſchaft iſt ferner berechtigt: 

6) Gelder verzinslich anzunehmen, um dafür die Erwerbung von Hypotheken 

f zu vermitteln, oder dafür Pfandbriefe oder Kommunal⸗ Obligationen aus⸗ 

| zuhändigen; 

7) Depoſitengelder anzunehmen und das Inkaſſo von Wechſeln, Geldanwei- 
ſungen und Effekten zu beſorgen; jedoch dürfen jederzeit rückzahlbare Gel⸗ 
der, über welche in Giro⸗ oder Checkrechnung verfügt wird, nur unver⸗ 
zinslich, und Gelder, welche in laufender Rechnung verzinſt oder für 
welche verzinsliche, auf beſtimmte Namen lautende Depoſitenſcheine aus⸗ 

egeben werden, nur unter Feſtſetzung einer Kündigungsfriſt von minde⸗ 
ſtens drei Tagen angenommen werden; 

disponible Kaſſenbeſtände zur Beleihung der von der Geſellſchaft aus⸗ 

gegebenen Central⸗Pfandbriefe und Obligationen zu verwenden, überhaupt 

dieſe Beſtände nutzbar zu machen durch Diskontirung, Kauf oder Be⸗ 

8 leihung von Wechſeln, durch Erwerbung oder Beleihung von Werth⸗ 

f papieren nach den Grundſätzen der Preußiſchen Bank, jedoch mit Aus⸗ 

b dehnung auf die Staatspapiere des Norddeutſchen Bundes und die auf 

3 jeden Inhaber lautenden Papiere, welche Staaten, Kommunalverbände 

. und andere Korporationen des Zollpereins ausgeben, desgleichen auf 

5 Certifikate und Antheilſcheine, welche für die im Vorſtehenden genannten 

{ (Nr. 7684. 345 Pa⸗ 
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| Papiere ausgegeben werden; endlich durch Hinterlegung bei Bankhäuſern 
und Bankinſtituten. 


In den vom Verwaltungsrathe über den Geldverkehr feſtzuſtellen⸗ 1 


den Normen muß vorgeſehen werden, daß die der Geſellſchaft aus dem 
Depoſitenverkehr und dem Inkaſſogeſchäft (Nr. 7.) zufließenden Gelder, 
inſoweit ſolche nicht baar bereit zu halten find, ausſchließlich durch Dis— 
kontirung, Kauf und Beleihung von Wechſeln und Schatzanweiſungen 
oder durch Beleihung von anderen Werthpapieren, letzteres jedoch nur 
bis zur Höhe eines Drittheils dieſer Gelder, rentbar gemacht werden 
dürfen. 


i Der Geſellſchaft iſt unterſagt, ihre eigenen Aktien zu kaufen oder zu 
beleihen. 
Die Gebühren» oder Proviſionsſätze, welche die Geſellſchaft bei ihren Ge, 
Ae zu erheben hat, beſtimmt ein von dem Verwaltungsrathe zu erlaſſendes 
eglement. 


Artikel 3. 

Die Anlage von Geldern in Grundeigenthum iſt nur dann geſtattet, wenn 
die Erwerbung den Zweck hat, einem Ausfall an Forderungen vorzubeugen; auch 
in dieſem Falle iſt, unter Berückſichtigung dieſes Zweckes, die baldthunlichſte 
Wiederveräußerung des erworbenen Gruͤndſtückes zu bewirken. 

Die vorſtehende Beſtimmung bezieht ſich nicht auf die Erwerbung eines 
Geſchäftslokals, wenn dieſelbe als nothwendig oder nützlich erkannt werden ſollte. 

Eine ſolche Erwerbung darf ohne vorgängige Zuſtimmung des Verwal⸗ 
tungsrathes nicht geſchehen. f 


Artikel 4. 


Zur Erreichung der im Artikel 2. bezeichneten Zwecke ift die Geſellſchaft 
auch berechtigt, mit beſtehenden landſchaftlichen Vereinen und Grundkredit⸗An⸗ 
ſtalten beſondere Geſchäftsverträge zu ſchließen. — Dieſe ſollen insbeſondere zum 
Zwecke haben, Central⸗Pfandbriefe für Rechnung dieſer Vereine und an Stelle 
derjenigen Pfandbriefe, welche die Vereine ſtatutmäßig auszufertigen berechtigt 
10 „zu emittiren und den Vereinen die Central⸗Pfandbriefe zu überweiſen, oder 
enſelben den dafür zu vereinbarenden Kurswerth zu vergüten, wogegen ſich die 
genannten Vereine Behufs Verzinſung und Amortiſation dieſer Central fandbriefe 
zu den entſprechenden Leiſtungen an die Geſellſchaft verpflichten. 


Artikel 5. i 


Die Geſammtſumme der von der Geſellſchaft in Umlauf geſetzten Central⸗ 
Pfandbriefe darf nicht den zwanzigfachen Betrag des baar eingezahlten Grund⸗ 
kapitals überſteigen. — Außer Anſchlag bleiben hierbei die auf Grund der im 
Artikel 4. gedachten Verträge mit den landſchaftlichen Vereinen und anderen 
Grundkredit⸗Anſtalten zu emittirenden Central⸗Pfandbriefe, ſowie ferner die aus⸗ 
gegebenen Kommunal ⸗Obligationen. 8 


Art. 


DB 


Artikel 6. 
5 5 Das Hypothekengeſchäft der Geſellſchaft, ſowie die Gewährung von Dar⸗ 
lehnen an Provinzen ꝛc. (Artikel 2. Nr. 3.) iſt auf das Preußiſche Staatsgebiet 

beſchränkt, inſofern es nicht in der Folge durch einen der miniſteriellen Geneh⸗ 
migung unterliegenden Beſchluß der Generalverſammlung auf andere Deutſche 
Staaten auszudehnen geſtattet wird. 

In einem ſolchen Falle iſt bekannt zu machen, in welchem Staate das 
Hypothekengeſchäft geſtattet worden iſt. 

Die Beſtimmungen dieſes Artikels find nicht anwendbar auf den Fall, 
wenn die Geſellſchaft ſich zur Deckung für etwa gefährdete Forderungen Hypothek 
im Auslande beſtellen läßt. 


Artikel 7. 
Die Organe der Geſellſchaft ſind: 
die Direktion, 
der Verwaltungsrath, 
die Generalverſammlung. 


Artikel 8. 

e en von Seiten der Geſellſchaftsorgane gelten für gehörig 
publizirt, wenn ſie in den Königlich Preußiſchen Staatsanzeiger und außerdem in 
mindeſtens drei vom Verwaltungsrathe ſofort nach erfolgter landesherrlicher Ge⸗ 
nehmigung der Geſellſchaft im Staatsanzeiger zu bezeichnende Zeitungen ein⸗ 
gerückt werden. 

Der Verwaltungsrath beſchließt über jeden ſpäteren Wechſel der Geſell⸗ 
ſchaftsblätter, welcher in allen bis dahin benutzten Geſellſchaftsblättern, ſoweit 
1 u etwa eingegangen oder ſonſt unzugänglich find, bekannt ge— 
macht wird. 5 


Zweiter Titel. 
Das Grundkapital. 


Artikel 9. 
Das Grundkapital der Geſellſchaft wird vorläufig auf 

12 Millionen Thaler = 45 Millionen Franks N 
feſtgeſetzt. Daſſelbe kann auf Beſchluß der Generalverſammlung mit miniſterieller 
Genehmigung bis auf 

20 Millionen Thaler = 75 Millionen Franks f 
erhöht werden. Eine weitere Erhöhung des Grundkapitals kann nur auf Be⸗ 
ſchluß der Generalverſammlung mit landesherrlicher Genehmigung ſtattfinden. 


Bei jeder Erhöhung des Grundkapitals find die erſten Aktienzeichner, in⸗ 
ſofern ſie dann überhaupt noch Aktionaire ſind, nach Verhältniß ihrer Zeichnun⸗ 
(Nr. 7684) gen 


8 


gen ein Drittheil und die übrigen jeweiligen Aktionaire nach Verhältniß des = 


Aktienbeſitzes zwei Drittheile der neu zu emittirenden Aktien zum Emiſſtonskurs 
zu übernehmen berechtigt. s 
Dieſer Kurs wird vom Verwaltungsrathe — jedoch nicht unter pari — 
eſtgeſetzt. 
. Das eingeräumte Vorrecht zur Uebernahme der Aktien muß binnen einer 
vom fee auf mindeſtens vier Wochen zu beſtimmenden und in 
den Gefellfchaftsblättern gehörig zu publizirenden Präkluſivpfriſt ausgeübt werden, 
widrigenfalls daſſelbe erliſcht. Bei etwaigen Theilberechtigungen ſetzt der Ver⸗ 
waltungsrath den Ausgleichungsmodus feſt. 


Artikel 10. 


Die Aktien, jede im Betrage von 200 Thalern = 750 Franks lauten 
auf den Inhaber, ſie werden nach dem anliegenden Schema A. ausgefertigt. 


Artikel 11. 


Alle Einzahlungen auf die Aktien ſind nach Wahl der Aktionaire in Thaler⸗ 
währung oder Frankswährung zu leiſten. 


Artikel 12. 


Bevor die Geſellſchaft ihre Wirkſamkeit beginnen darf, müſſen vierzig 
Prozent des Nominalwerthes, d. h. 80 Thaler = 300 Franks auf jede Aktie 
eingezahlt ſein. 

Artikel 13. 


Die Zeichner der Aktien ſind für die Einzahlung von vierzig Prozent des 
Nominalbetrages der Aktien unbedingt verhaftet; von dieſer Verpflichtung können 
dieſelben weder durch Uebertragung ihrer Anrechte auf Dritte ſich befreien, noch 
Seitens der Geſellſchaft entbunden werden, werden die Zeichner der Aktien wegen 
verzögerter Einzahlung ihrer Anrechte aus der Zeichnung verluſtig erklärt (Art. 18.), 
jo bleiben fie deſſenungeachtet zur Einzahlung von vierzig Prozent des Nominal⸗ 
betrages der Aktien verpflichtet. 


Artikel 14. 


Nach Einzahlung von vierzig Prozent kann der Verwaltungsrath beſchließen, 
Daß die Aktienzeichner von der Haftung für weitere Einzahlungen befreit fein 
ſollen, und daß auf den Inhaber laukende Interimsſcheine nach anliegendem 
Schema B. ausgefertigt werden. 

Wo in dieſem Statut von Aktien der Geſellſchaft die Rede iſt, treten die 
Interimsſcheine an deren Stelle, bis die Aktien ausgegeben ſein werden. 


Artikel 15. 

Weitere Einzahlungen find nach näherer Beſtimmung des Verwaltungs⸗ 
rathes in Raten zu leiſten, von welchen jede höchſtens auf zwanzig Prozent des 
Nominalbetrages feſtgeſetzt werden darf. Die Aufforderung zur Zahlung jeder 
einzelnen Rate muß mindeſtens vier Wochen vor dem Zahlungstermine durch die 
Geſellſchaftsblätter bekannt gemacht werden. 75 

i ch 


Artikel 16. = 
Nach Einzahlung des vollen Nominalbetrages werden die Aktiendokumente 


5 ausgehändigt. 


Artikel 17. 


Sowohl den Interimsſcheinen als auch den Aktien ſind Dividendenſcheine 
auf zehn Jahre nach dem anliegenden Schema C. und Talons nach anliegendem 
Schema D. beizufügen. — Nach Ablauf des letzten Jahres werden gegen Ein⸗ 
lieferung der Talons neue Dividendenſcheine auf je zehn Jahre ausgegeben werden. 

Bel Aushändigung der Aktien müſſen außer den Interimsſcheinen und 
Talons auch die bis dahin noch nicht fällig geweſenen Dividendenſcheine zurück⸗ 
gegeben werden. 

Den Aktien, Interimsſcheinen, Dividendenſcheinen und Talons können 
beglaubigte Ueberſetzungen in fremde Sprachen beigegeben werden. 


Artikel 18. 

Wenn fällige Ratenzahlungen auf die Aktien nicht 1 werden, ſo 
ſind die Verpflichteten vermittelſt Bekanntmachung der Direktion, unter Angabe 
der Nummern derjenigen Interimsſcheine, auf welche die Zahlung e 
geblieben iſt, aufzufordern, dieſelbe nebſt den Zinſen zu fünf Prozent innerhal 
einer nicht unter vier Wochen zu beſtimmenden Friſt zu entrichten. 

Wer dieſe Friſt, ohne die vorbezeichnete Zahlung zu leiſten, verſtreichen 
läßt, hat außer den Zinſen eine Konventionalſtrafe von zehn Prozent des fälligen 
Betrages verwirkt und kann zur Zahlung der fälligen Rate, ſammt Zinſen, 
Strafe und Koſten auf dem Rechtswege von der Direktion angehalten werden. 

Statt deſſen können aber auch die ſäumigen Aktionaire nach dreimaliger 
Aufforderung zur Leiſtung der rückſtändigen Theilzahlungen, gemäß Artikel 221. 
Alinea 2. des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuches, durch 99 der 
Direktion ihrer Anrechte aus der Zeichnung und den geleiſteten 1 zahlungen 
zu Gunſten der Geſellſchaft verluſtig erklaͤrt werden. Dieſe Erklärung wird 
öffentlich bekannt gemacht, und es werden neue Interimsſcheine an Stelle der 
kraftlos erklärten emittirt. 
Artikel 19. 


Sind Aktien, Interimsſcheine, Dividendenſcheine oder Talons beſchädigt oder 
unbrauchbar geworden, jedoch in ihren weſentlichen Theilen noch dergeſtalt erhalten, 
daß über ihre Richtigkeit kein Zweifel obwaltet, ſo iſt die Direktion ermächtigt, 
gegen Einreichung der beſchädigten Papiere auf Koſten des Inhabers neue gleich⸗ 
artige Papiere auszufertigen und auszureichen. 

Außer dieſem Falle iſt die Ausfertigung und Ausreichung neuer Aktien 
und Interimsſcheine an Stelle der beſchädigten oder verloren gegangenen nur 
nach gerichtlicher Amortiſation der letzteren zuläſſig. 


Artikel 20. 
a Dividendenſcheine werden nicht gerichtlich amortiſirt , fie find, wenn fie nicht 
innerhalb vier Jahren, vom 31. Dezember desjenigen Jahres gerechnet, in welchem 
(Nr. 7634.) fie 
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ſie fällig geworden ſind, erhoben werden, werthlos, und die betreffenden Dividen⸗ 
den verfallen der Geſellſchaft; jedoch ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von 
Dividendenſcheinen vor Ablauf der vierjährigen Friſt bei der Direktion anmeldet 
und den ſtattgehabten Beſitz durch Vorzeigung der Aktien oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der gedachten Friſt der Betrag der angemel⸗ 
deten und bis dahin nicht vorgekommenen Dividendenſcheine gegen Quittung 
ausgezahlt werden. N i 

Auch findet keine gerichtliche Amortiſation beſchädigter oder verlorener 
Talons ſtatt. 

Wenn der Inhaber der Aktie, vor Ausreichung der neuen Dividenden⸗ 
ſcheine, der Verabreſchung derſelben an den Präſentanten des Talons widerſpricht, 
der Präſentant fie jedoch fordert, fo iſt der Streit zur gerichtlichen Entſcheidung 
zu verweiſen, die neue Serie der Dividendenſcheine aber, auf Antrag eines der 
en oder auf Requiſition des Gerichts, zum gerichtlichen Depoſitorium 
u bringen. 

f Wenn ein Talon abhanden gekommen iſt, fo find dem Inhaber der be 

treffenden Aktie nach Ablauf des Zahltages des dritten der Dividendenſcheine, die 

gegen Einreichung des Talons zu empfangen waren, dieſe Dividendenſcheine gegen 
Quittung zu verabfolgen. 

N Der Beſitz des betreffenden Talons giebt alsdann kein Recht auf Em- 

pfang der Dividendenfcheine, 


Artikel 21. 


Die Aktionaire nehmen durch die Zeichnung oder den Erwerb einer 
Aktie, ſoweit es ſich um die Erfüllung ihrer Verpflichtungen gegen die Gefell- 
ſchaft oder überhaupt um Streitigkeiten mit derſelben handelt, ihren Gerichts⸗ 
fand vor dem Königlichen Stadtgerichte in Berlin, an deſſen Stelle, im Falle 
der Errichtung von Handelsgerichten, das Königliche Handelsgericht in Berlin 
treten ſoll. — Alle Inſinuakionen erfolgen gültig an die von ihnen zu beſtim⸗ 
mende, in Berlin wohnende Perſon, oder an das von ihnen zu bezeichnende, in 
Berlin gelegene Haus, nach Maaßgabe des $. 21. Titel 7. Theil J. der Allge⸗ 
meinen Gerichts Ordnung, und in Ermangelung der Beſtimmung einer Perſonn 
oder eines Hauſes in Berlin auf dem Prozeßbüreau des Stadt⸗ reſp. Handels⸗ 
gerichts daſelbſt. 


Dritter Titel. 
Leitung und Verwaltung der Geſellſchaft. 


A. Der Präſident und die Direktoren. 


Artikel 22. 

Der Präſident der Geſellſchaft hat die oberſte Leitung der Geſellſchafts⸗ 
angelegenheiten. Neben ihm fungiren zwei oder mehrere Direktoren, welche nach 
der Reihenfolge ihrer Ernennung den Präſidenten bei deſſen Abweſenheit und 
Krankheit, oder Falls die Stelle des Präſidenten unbeſetzt iſt, zu vertreten haben. 

| Art, 
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Artikel 23. BE 
Der Präſident und die Direktoren müſſen Preußiſche Staatsbürger fein. 
Sie werden vom Verwaltungsrathe gewählt und Sr. Majeſtät dem Könige zur 
Allerhöchſten Beſtätigung vorgeſtellt. 
Die Ertheilung dieſer Beſtätigung erfolgt unter Vorbehalt des jederzeiti- 
gen Widerrufs. 


Artikel 24. 


Vor ihrem Amtsantritt haben der Präſident 60 Aktien und jeder der Di⸗ 
rektoren 30 Aktien der Geſellſchaft bei deren Kaſſe zu hinterlegen, welche wäh⸗ 
rend ihrer Amtsdauer und nach deren Ablauf bis zum Zeitpunkte der ihnen er⸗ 
theilten Decharge unveräußerlich ſind und der Geſellſchaft zur Kaution für die 
ſtatutenmäßige Geſchäftsführung dienen. { 


Artikel 25. 


Der Verwaltungsrath hat den Beſoldungsetat für den Präſidenten und 
die Direktoren feſtzuſtellen. 


Artikel 26. 


Der Präſident und die Direktoren bilden den Vorſtand der Geſellſchaft 
in Gemäßheit der Beſtimmungen der $$. 227. ff. des Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuches. 

Die Legitimation derſelben, ſoweit ſolche noch weiter als durch den Nach» 
weis der im Handelsgeſetzbuche vorgeſchriebenen Bekanntmachung erforderlich ſein 
ſollte, wird durch ihre Anſtellungspatente oder durch eine auf Grund derſelben 
ertheilte gerichtliche oder notarielle Beſcheinigung geführt. 

Der Präſident führt den Vorſitz in dem Verwaltungsrathe und in den 
Generalverſammlungen. Er organiſirt den Dienſt der Geſellſchaft und übt über 
9 ze die Disziplinarbefugniß auf Grund des Geſchäftsreglements 
(Art. 36.) aus. 

Dee Direktion hat die von ihr beſtätigten (vergl. Art. 35.) Beſchlüſſe des 
Verwaltungsrathes auszuführen und die hierzu erforderlichen Anordnungen zu 
treffen. Sie entläßt und ernennt die Beamten und Agenten der Geſellſchaft. 

Im Uebrigen bleiben die ſpeziellen Beſtimmungen über die Wirkſamkeit 
der Direktionsmitglieder, über ihre Stellung zu einander, über die Vertheilung 
ihrer Thätigkeit, ſowie überhaupt über den centralen ſowohl als lokalen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb bei der Geſellſchaft, ſoweit derſelbe nicht durch dieſes Statut be⸗ 
ſtimmt iſt, dem Geſchäftsreglement (Art. 36.) vorbehalten. g 


Artikel 27. 


Alle die Geſellſchaft verpflichtenden Urkunden und ſchriftlichen Erklärungen 
müſſen von dem Präſidenten und einem Direktor, oder von zwei Direktoren 
unterzeichnet ſein. — Die Ertheilung von Vollmachten für einzelne Geſchäfts⸗ 
zweige iſt zuläſſig. ö 
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Artikel 28. 


Die Beſtallung des Präſidenten und der Direktoren kann vom Verwal⸗ 
tungsrathe jederzeit widerrufen werden (Art. 227. des Handelsgeſetzbuches), jedoch 
nur auf Grund eines mit einer Mehrheit von drei Vierteln der Mitglieder ge- 
faßten Beſchluſſes, welcher der Allerhöchſten Beſtätigung bedarf. 


B. Der Verwaltungsrath. 


Artikel 29. 


Der Verwaltungsrath (Aufſichtsrath) ſoll aus 27 von der Generalver⸗ 
ſammlung der Aktionaire zu wählenden Mitgliedern beſtehen, und zwar aus 
18 ordentlichen Mitgliedern, von welchen wenigſtens 14 Inländer ſein und 
wenigſtens 6 in Berlin ihren Wohnſitz haben müſſen, ſodann aus 9 außeror⸗ 
dentlichen Mitgliedern, welche zugleich der Verwaltung einer der im Artikel 4. 
bezeichneten landſchaftlichen Vereine und Grundfredit-Anftalten angehören. 5 

Vorbehaltlich, daß die vorgedachte Zahl von neun außerordentlichen Mit- 
gliedern nicht überſchritten wird, ſoll jedes dieſer Inſtitute, mit welchem die 
Geſellſchaft auf Grundlage der im Art. 4. gegebenen Bedingungen in ein Ver⸗ 
tragsverhältniß tritt, berechtigt ſein zu verlangen, daß während der Dauer des 
Vertragsverhältniſſes wenigſtens ein Mitglied ſeiner Verwaltung dem Ver⸗ 
waltungsrathe der Central⸗Bodenkredit⸗Aktiengeſellſchaft angehöre. — Die für 
ſolche Berechtigungen vorbehaltenen neun Stellen bleiben unbeſetzt, inſoweit von 
der Berechtigung kein Gebrauch gemacht wird. 

Der erſte Verwaltungsrath wird aus achtzehn ordentlichen Mitgliedern 
gebildet, welche ſpäteſtens binnen ſechs Wochen nach Ertheilung der landes⸗ 
herrlichen Konzeſſion von den dane der zu wählen ſind und während der 
erſten ſechs Jahre nach Errichtung der Geſellſchaft zu fungiren haben. 

Die Namen derſelben ſind in den Geſellſchaftsblättern bekannt zu machen. 


Artikel 30. 


In der ordentlichen Generalverſammlung eines jeden Jahres, zunächſt 
des Jahres 1876., ſcheiden diejenigen ſechs Mitglieder aus, welche die längſte 
Dienſtzeit haben. — Bei gleich langer Dienftzeit entſcheidet das Loos. 

Für die Ausgeſchiedenen, welche wieder gewählt werden dürfen, ſind Neu⸗ 
wahlen vorzunehmen. ö 

Artikel 31. a 5 


Wenn ein Mitglied des Verwaltungsrathes vor Ablauf der für ſeine 
Amtsdauer beſtimmten Zeit ſtirbt, ausscheidet, oder nach der Entſcheidung des 
Verwaltungsrathes dauernd an der Ausübung des Amtes verhindert wird, oder 
wenn in Verfolg der Beſtimmung Art. 29. Mitglieder der Verwaltungen der : 
im Art. 4. bezeichneten Inſtitute aufzunehmen find, kann der Verwaltungsrath 
eine bis zur nächſten Generalverſammlung gültige Wahl treffen. 

Die definitive Wiederbeſetzung reſp. Wahl erfolgt durch die General: 
verſammlung der Aktionaire. . 

b Art. 


. „„ — 
= Jedes ordentliche Mitglied des Verwaltungsrathes muß funfzehn Aktien 

der Geſellſchaft beſitzen und ſolche bei der Geſellſchaft deponiren, bei welcher fie 
für die Zeit ſeiner Amtsdauer unveräußerlich verbleiben. 


Artikel 33. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich am Sitze der Geſellſchaft, ſo oft 
es die Geſchäfte erfordern. 

Die Berufung zu den Verſammlungen erfolgt durch den Präſidenten 
unter Angabe der Berathungsgegenſtände und mit Innehaltung einer mit Rück⸗ 
ſicht auf die auswärtigen Mitglieder angemeſſenen Friſt. 

Der Präſident iſt verpflichtet, eine Verſammlung des Verwaltungsrathes 
zu berufen, wenn es von wenigſtens ſechs Mitgliedern beantragt wird. 

Die nicht in Berlin wohnenden Mitglieder des Verwaltungsrathes können 
ihre Stimmen durch ſchriftliche Vollmacht an andere b des Verwal⸗ 
tungsrathes übertragen. Es darf jedoch Niemand mehr als drei Vollmachten 
übernehmen. 0 : 

Die abweſenden Mitglieder find auch berechtigt, ihre Abſtimmung ſchrift⸗ 
lich einzuſenden. ö 

Die Direktoren der Geſellſchaft, inſofern fie nicht den Präſidenten ver⸗ 
treten, nehmen an den Verſammlungen des Verwaltungsrathes mit berathender 
Stimme Theil. Inſofern es ſich um ihre perſönlichen Angelegenheiten handelt, 
findet dieſe Theilnahme nicht ſtatt. 


Artikel 34. 

Ueber die Sitzungen des Verwaltungsrathes werden Protokolle geführt, 
welche die anweſenden oder gültig vertretenen Mitglieder, den Gegenſtand der 
Berathungen und die gefaßten Beſchlüſſe anzuzeigen haben. | 
Sie werden vom Vorſitzenden und den kheilnehmenden Mitgliedern des 
Verwaltungsrathes unterzeichnet. 


Artikel 35. A 

Jeder Beſchluß des Verwaltungsrathes erfordert die Anweſenheit von 
wenigſtens acht Mitgliedern des Verwaltungsrathes. 

Er bedarf außerdem, um in Kraft zu treten, der Genehmigung der Di⸗ 
rektion der Geſellſchaft, ausgenommen den Fall, daß der Verwaltungsrat die 
Entlaſſung des Präſidenten oder eines Direktionsmitgliedes beſchließt, oder die 
Verantwortlichkeit derſelben in Anſpruch nimmt. 


Artikel 36. 
Der Verwaltungsrath beſchließt über die Angelegenheiten der Geſellſchaft, 
ſoweit dieſe nicht der alleinigen Entſcheidung der Direktion oder des Präſidenten 
vorbehalten ſind. i 
Die Beſchlüſſe werden mit abſoluter Stimmenmehrheit der Mitglieder 
des Verwaltungsrathes gefaßt. Im Falle der Stimmengleichheit giebt der Vor⸗ 
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ſtbende den Ausſchlag. Für Wahlen findet das im Art. 53. vorgeſchriebene 
Verfahren ſtatt. : 1 
Außer den anderweitig in dieſem Statut erwähnten Befugniſſen des Ver⸗ 
waltungsrathes gehören insbeſondere zum Reſſort deſſelben: ö 
a) die Vorberathung und Beſchlußfaſſung über die von der Verwaltung 
an die Generalverſammlung ergehenden Anträge, insbeſondere wegen 
Feſtſtellung der Bilanz; ö 

b) die Errichtung von Zweigniederlaſſungen und Agenturen der Gefellfchaft; 

e) die Feſtſetzung der allgemeinen Bedingungen für hypothekariſche Darlehne 
und für die Ausgabe und Ausfertigung von Central⸗Pfandbriefen und 
Kommunal ⸗Obligationen; 

d) die Genehmigung der nach Artikel 4. mit landſchaftlichen Vereinen und 
Grundkredit⸗Anſtalten abzuſchließenden Verträge / 

e) die Genehmigung der Verträge, welche mit den Vertretungen der Pro⸗ 
vinzen, Kreiſe, Städte, Landesmeliorations⸗Geſellſchaften und Korpora⸗ 
tionen aller Art wegen der im Artikel 2. Nr. 3. gedachten Geſchäfte zu 
ſchließen find, beziehentlich die Ertheilung der Autoriſation zum Abſchluß 
ſolcher Verträge 

f) die Feſtſtellung des Geſchäftsreglements für die Direktion der Geſell⸗ 
ſchaft und für die Verwaltung der Zweigniederlaſſungen und Agentu- 
ren, ſowie die erforderlichen Abänderungen der beſtehenden Reglements; 

8) die Genehmigung der vom Präſidenten für jedes Jahr vorzulegenden 
Beſoldungsetats und der Anſtellungs verträge, welche für mehr als drei 
Jahre geſchloſſen werden follen; 

h) die Beſchlußfaſſung über die Verwendung der Geſellſchaftsfonds und über 
die allgemeinen Normen des Geldverkehrs; 


i) A Beſchlußfaſſung über die Einforderung von Einzahlungen auf die 
ien. 


Zu den sub e. d. e. h. und i. 1 1 Beſchlüſſen iſt die Mehrheit von 
zwei Drittel der Stimmen der in der itzung anweſenden und vertretenen Mit⸗ 
glieder des Verwaltungsrathes erforderlich. N 


Artikel 37. 


Wenn vier Mitglieder des Verwaltungsrathes die Vertagung der Bera⸗ 
thung aus Rückſicht auf die in der betreffenden Sitzung nicht vertretenen Mit⸗ 
glieder verlangen, muß eine einmalige Vertagung, jedoch nur auf höchſtens 14 
Tage, ſtattfinden. 


Artikel 38. 


Der Verwaltungsrath kann durch eine Spezialvollmacht für beſtimmte 
Gegenſtände und für eine beſtimmte Zeit die Ausübung ſeiner Befugniſſe an 
einzelne oder mehrere Mitglieder übertragen. 


Art. 


5 Artikel 39. 5 a 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes beziehen keine feſte Beſoldung, er⸗ 
halten jedoch Erfah der aus der Erfüllung ihres Berufes entſpringenden Aus⸗ 
lagen und außerdem für ihre Funktionen Anweſenheitsmarken, deren Werth die 
Generalverſammlung der Aktionaire (und zwar die erſte Generalverſammlung für 
die erſten ſechs Jahre) beſtimmt. — Der ihnen nach Art. 55. zufallende Gewinn⸗ 
antheil wird laut näherer Beſtimmung eines von dem Verwaltungsrathe darüber 
feſtzuſtellenden Reglements vertheilt. 


C. Die Reviſoren. 


a Artikel 40. N 
Die Generalverſammlung der Aktionaire hat drei Reviſoren, welche nicht 
zugleich Mitglieder des Verwaltungsrathes fein dürfen, auf die Amtsdauer von 
drei Jahren zu wählen. — Alljährlich in der ordentlichen Generalverſammlung 
ſcheidet ein Reviſor aus. In den erſten zwei Jahren nach Errichtung der Ge⸗ 
ſellſchaft beſtimmt das Loos die Ausſcheidenden, ſpäter die Anciennetät der Amts⸗ 
dauer. — Die Ausſcheidenden können wieder gewählt werden. 

Wenn ein Reviſor ſtirbt, austritt, oder dauernd an der Ausübung des 
Amts verhindert wird, haben die übrigen Reviſoren ſogleich einen Erſatzmann 
u ernennen, welcher bis zur nächſten Generalverſammlung der Aktiongire zu 
fungen hat. — Dieſe hat dann und zwar für die Zeit, während welcher der 
Ausgeſchiedene zu fungiren hätte, eine definitive Wahl vorzunehmen. i 


Artikel 41. 


Die erſten drei Reviſoren werden auf Vorſchlag des Verwaltungsrathes 
von der Staatsregierung ernannt. 


Artikel 42. 5 
Die Reviſoren erhalten für ihre Funktionen Anweſenheitsmarken, deren 
Werth die Generalperſammlung beſtimmt. 


Artikel 43. i 
Die Reviſoren haben die genaue Beobachtung der Geſellſchaftsſtatuten zu 
überwachen. Sie nehmen Theil an den Sitzungen des Verwaltungsrathes mit 
berathender Stimme. Sie haben die Ausgabe der Central » Pfandbriefe und 
Schuldverſchreibungen zu kontroliren, die Inventarien, Jahresrechnungen und 
Bilanzen, ſowie zeitweilig die Kaſſen und Portefeuilles der Geſellſchaft zu prüfen 
Rund darüber an den Verwaltungsrath und die Generalverſammlung der Aktio⸗ 
naire Bericht zu erſtatten. 
Sie ſind berechtigt, jederzeit Einſicht in die Bücher, Rechnungen, Kor⸗ 
reſpondenzen und Urkunden der Geſellſchaft zu nehmen und die Kaffe, ſowie das 
Portefeuille derſelben zu unterſuchen. — Sie ſind auf Grund eines einſtim⸗ 
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migen Beſchluſſes berechtigt, eine Generalverſamm 
zu laſſen. 


lung der Aktionaire beruft 


D. Die General verſammlung. 
Artikel 44. 


Die Generalverfammlung, regelmäßig konſtituirt, vertritt die Geſammtheit 3 


der Aktionaire. — Ihre Beſchlüſſe ſind für alle Aktionaire verbindlich. 


Zur Theilnahme an der Generalverſammlung ſind ſämmtliche Aktionaire, 


zur Stimmenabgabe nur diejenigen Beſitzer von wenigſtens 10 Aktien der Ge⸗ 


ſellſchaft berechtigt, welche ihre Aktien wenigſtens einen Monat vor dem Zuſam⸗ 
mentritt der Generalverſammlung in den Büchern der Geſellſchaft auf ihren 


Namen haben einſchreiben laſſen und die Aktien zum Nachweiſe des Beſitzes 
ſpäteſtens acht Tage vor dem Zuſammentritt der Generalverſammlung bei der Ge⸗ 
ſellſchaft oder den anderweit dafür vom Verwaltungsrathe bezeichneten und be⸗ 
kannt gemachten Stellen deponirt haben. 

Den Aktionairen, welche auf dieſe Weiſe ihre Stimmberechtigung nachge⸗ 
wieſen haben, werden Legitimationskarten mit der Angabe der von ihnen ver⸗ 
tretenen Aktien und der ihnen gebührenden Stimmenzahl ausgehändigt. — Die 
Liſte aller ſtimmberechtigten Aktionaire mit der Angabe ihrer Aktien und Stim⸗ 


menzahl wird den Aktionairen auf Verlangen verabfolgt, und iſt zur Einſicht der 8 


Aktionaire im Geſellſchaftslokale aufzulegen. 


Artikel 45. 
Je zehn Aktien geben ihrem Beſitzer Eine Stimme. 


Kein Aktionair kann für ſich und als Vertreter anderer Aktionaire zu⸗ 1 


ſammen mehr als 10 Stimmen haben. 5 
N Artikel 46. 


In der Generalverſammlung können Kuranden, Ehefrauen, Handelsgeſell⸗ 
ſchaften, andere Geſellſchaften, Inſtitute und Korporationen durch ihre geſetzlichen 
Repräſentanten vertreten werden, ſelbſt wenn dieſe Vertreter nicht Aktionaire ſind. 

Außerdem können Aktionaire nur durch ſtimmberechtigte Aktionaire vertreten 


werden. — Die Vertretungsvollmacht iſt ſpäteſtens acht Tage vor dem Zuſammen⸗ j 
tritt der Generalverſammlung zur Prüfung bei dem Präſidenten der Gefellfhaft 
einzureichen, der berechtigt ift, eine amtliche oder ihm ſonſt genügende Beglaubigung 


der Unterſchrift zu verlangen. 
Artikel 47. 


Die Generalverſammlungen werden in Berlin gehalten. Die ordentliche 
Generalverſammlung findet regelmäßig in den erſten fünf Monaten des Jahres 
ſtatt. — Die Einberufung einer außerordentlichen Generalverſammlung kann vom 

Verwaltungsrathe mit Zuſtimmung der Direktion der Geſellſchaft oder von der 


Generalverſammlung der Aktionaire beſchloſſen werden. 


Die Einberufung einer außerordentlichen Generalverſammlung muß ſtatt⸗ 2 
finden, wenn fie von den Reviſoren einſtimmig, oder von Aktionairen, 1 
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ktien im Geſammtbetrage des vierten Theiles des Geſellſchaftskapitals beſttzen 
nd bei der Geſellſchaft deponiren, unter Angabe des Zweckes der Berufung 
eantragt wird. 5 

Artikel 48. 


Die Einberufung der Generalverſammlungen iſt von dem Präſidenten der 
Geſellſchaft in den Geſellſchaftsblättern unter Angabe des Zweckes der Verſamm⸗ 
lung und der Verhandlungsgegenftände wenigſtens 21 Tage vor dem Tage der 
Verſammlung bekannt zu machen. 0 


Artikel 49. 


In den Generalverſammlungen führt der Präſident der Geſellſchaft den 
Vorſitz. — Er beſtimmt die Ordnung der zu verhandelnden Gegenſtände und 
ernennt die Skrutatoren. 

Ueber die Verhandlungen iſt ein gerichtliches oder notarielles Protokoll 
aufzunehmen, welches nicht die Diskuſſionen, ſondern nur die Reſultate der Ver⸗ 
handlungen darzuſtellen und nach Angabe der Skrutgtoren die Zahl der vertretenen 
Aktien und Stimmen anzuzeigen hat. — Das Protokoll iſt mindeſtens vom 
Vorſitzenden, den Skrutatoren, den anweſenden Reviſoren und den anweſenden 
Mitgliedern des Verwaltungs rathes zu unterzeichnen. 


Artikel 50. 


Die Generalverſammlung hat den Bericht der Direktion über die Ver⸗ 
waltung und den Stand der Geſellſchaftsangelegenheiten entgegenzunehmen und 
darüber zu beſchließen. 5 

Sie hat, ſoweit es nöthig iſt, die Mitglieder des Verwaltungsrathes und 
die Reviſoren zu wählen und den Werth der Anweſenheitsmarken zu beſtimmen. 

Sie beſchließt über den Bericht der Reviſoren. === 

Sie iſt berechtigt, wenn die Rechnungen und Bilanzen nicht ſogleich ge- 
nehmigt werden, einen Reviſionsausſchuß zur Superreviſion zu ernennen. 

Sie ift berechtigt, über die Geltendmachung der Verantwortlichkeit des 
Präſidenten, der Direktion und der Mitglieder des Verwaltungsrathes gegen die 
GOSeeſellſchaft und über die zu dieſem Zwecke einzuleitenden Schritte Beſchlüſſe zu 
faſſen und zur Ausführung derſelben Bevollmächtigte zu wählen. 

g Sie hat über die durch die Direktion eingebrachten Anträge des Verwaltungs⸗ 

rathes in Bezug auf neue Aktien⸗Emiſſionen, auf Aenderungen der Statuten, 

ſowie auf deren Auflöſung, beziehentlich die Vereinigung mit anderen Geſellſchaften 

oder die Verſchmelzung letzterer, vorbehaltlich der ſtaatlichen Genehmigung, zu 

beſchließen. 5 
Artikel 51. 


Die Generalverſammlung hat nur über diejenigen Gegenſtände zu ver⸗ 
handeln und zu beſchließen, welche bei der Einberufung auf die Tagesordnung 
geſetzt worden ſind. a 

Anträge, welche von wenigſtens 20 ſtimmberechtigten Aktionairen unter⸗ 
zeichnet und dem Präſidenten der Geſellſchaft mindeſtens ſechs Wochen ee 
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2 268 — 
ſammentritt der Generalverſammlung ſchriftlich eingereicht worden ſind, müſſe 
auf die Tagesordnung der Generalverſammlung geſetzt werden. 

: Artikel 52. 

Die Beſchlüſſe der Generalverſammlung werden in der Regel mit abſoluter 
Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit wird die Meinung, welcher 
der Vorſitzende beigetreten iſt, zum Beſchluſſe erhoben. — Eine Majorität von 
drei Vierteln der anweſenden oder vertretenen Stimmbetechtigten iſt erforderlich 
zu Beſchlüſſen über Aktien⸗Emiſſionen, Abänderung des Gegenſtandes des Unter- 
nehmens der Geſellſchaft, Statutänderungen, Auflöſung der Geſellſchaft, beziehent- 
lich die Vereinigung mit anderen Geſellſchaften oder die Verſchmelzung letzterer. 


Artikel 53. 


Alle Wahlen der Generalverſammlung werden mit abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit vollzogen. Ergiebt ſich bei der erſten Abſtimmung weder eine abfolute 
Stimmenmehrheit noch Stimmengleichheit, ſo werden diejenigen, welche die meiſten 
Stimmen erhalten haben, in doppelter Anzahl der zu Wählenden auf die engere 
Wahl gebracht. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 


Vierter Titel. 
Bilanz / Gewinnvertheilung und Reſervefonds. 


Artikel 54. 
Das Kalenderjahr iſt auch das Bilanzjahr. 5 g 
Die Jahresbilanz iſt auf den 31. Dezember zu ziehen und innerhalb der 
nächſten drei Monate aufzuſtellen und dem Verwaltungsrathe vorzulegen. 
Der Verwaltungsrath ſtellt die Rechnungen feſt und die Direktion bringt 
ſie zur Genehmigung an die Generalverſammlung der Aktionaire. 
Der Ueberſchuß der Aktiva nach Abzug der ſämmtlichen Paſſiva einſchließ⸗ 
lich des Grundkapitals und Verwaltungskoſten bildet den Gewinn. 


Artikel 55. 


Von dem Gewinn wird zunächſt ein Betrag von mindeſtens 5 Prozent 
und höchſtens 15 Prozent nach Beſtimmung der Generalverſammlung zur Bil⸗ 
dung eines Reſervefonds, und dann eine Rente bis zu 5 Prozent des ein⸗ 
gezahlten Grundkapitals zur Vertheilung an die Aktionaire entnommen. 


Von dem verbleibenden Ueberſchuß werden 


a) 5 Prozent als Tantieme für die Mitglieder des Verwaltungsrathes 

inſofern in der erſten Generalverſammlung nichts Anderes beſchloſſen wird, 

b) 5 Prozent als Tantieme für den Präſidenten, die Direktoren und die 

Beamten der Geſellſchaft zur Vertheilung nach einem vom Verwaltung 

rathe zu beſtimmenden Verhältniſſe, | 

e) der Reſt als Superdividende zur Vertheilung unter die Aktionaire 
verwendet. 


Die 


| Die Auszahlung der Dividende und Superdividende findet jährli 4 
deſtens am 1. Juli fiat on » findet jährlich ſpä⸗ 


Artikel 56. 


Wenn in einem Jahre der Gewinn nicht hinreichen ſollte, um daraus eine 
Dividende von 5 Prozent auf das eingezahlte Grundkapital zu entrichten, ſo wird 
das dazu Fehlende aus dem Reſervefonds ergänzt, inſoweit derſelbe hierdurch 
nicht auf weniger als 10 Prozent des eingezahlten Grundkapitals vermindert 
wird. Sobald und ſo lange der Reſervefonds 50 Prozent des eingezahlten 
Grundkapitals beträgt, fällt der Zuſchuß zu demſelben aus dem Gewinn fort. 


Artikel 57. f 


Eine Nachweiſung des Aktiv⸗ und Paſſivpſtandes der Geſellſchaft iſt all⸗ 
monatlich, die Jahresbilanz jährlich in den Geſellſchaftsblättern bekannt zu machen. 


Fünfter Titel. 
Auflöfung und Liquidation. 


Artikel 58. 


Abgeſehen von den Fällen, in welchen ſich die Geſellſchaft nach den geſetz⸗ 
mäßigen Beſtimmungen auflöſen muß, und abgeſehen von der Auflöfung durch 
Vereinigung mit einer anderen Geſellſchaft, kann die Geſellſchaft ihre Liquidation 
beſchließen. Ein ſolcher Beſchluß kann nur in einer außerordentlichen, eigens für 
dieſen Zweck berufenen Generalverſammlung gefaßt werden. 

In dieſer Generalverſammlung haben abweichend von den Beſtimmungen 
im Artikel 44. und 45. alle Aktionaire, welche ihre Aktien bis zum achten Tage 
inkluſive vor der Generalverſammlung bei der Geſellſchaft deponiren, ein Stimm⸗ 
recht, und zwar gewährt jede Aktie Eine Stimme. — Der Beſchluß erfordert die 
Stimmenvertrefung von zwei Dritteln des eingezahlten Grundkapitals und eine 
Majorität von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen. = 

Iſt das Grundkapital nicht im vorbezeichneten Verhältniß vertreten, fo 
wird eine neue außerordentliche Generalverſammlung berufen, in welcher der 
Beſchluß gültig mit einer Majorität von drei Vierteln des alsdann vertretenen 
Grundkapitals gefaßt werden kann. N 


Artikel 59. 


Der Beſchluß, die Geſellſchaft aufzulöſen, oder, was dem gleichſteht, zu 
liquidiren, bedarf der landesherrlichen Beſtätigung. Die Liquidation erfolgt nach 
den betreffenden geſetzlichen Beſtimmungen. 
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Sechster Titel. 
Aufſicht der Staatsregierung. 


Artikel 60. 


Die Aufſicht der Staatsregierung über die Geſellſchaft wird durch einen 
Regierungskommiſſar ausgeübt. e i 

Der Regierungskommiſſar hat die Befugniß, die Ausgabe der Central» 
Pfandbriefe und Schuldverſchreibungen der Geſellſchaft und die Einhaltung der 
hierfür und für die Sicherheit der Darlehne auf Hypotheken oder an Gemeinden 
in den Statuten vorgeſehenen Beſtimmungen zu überwachen. 

Derſelbe hat das Recht, die Geſellſchaftsorgane, einſchließlich der General⸗ 
verſammlung, gültig zu berufen und an ihren Berathungen Theil zu nehmen. 

Der Regierungskommiſſar hat auch das Recht, von den Ka en, Büchern, 
Rechnungen und ſonſtigen Schriftſtücken der Geſellſchaft im Geſchäftslokale Ein⸗ 
ſicht zu nehmen. f 

Er bezeugt unter den auszugebenden Pfandbriefen, daß die ſtatutmäßigen 
b d über den Geſammtbetrag der auszugebenden Pfandbriefe beob- 
achtet find. n 
5 Inſoweit die Staatsregierung es für angemeſſen befindet, dem Regierungs- 
kommiſſar für dieſes Geſchäft eine fortlaufende Remuneration zu bewilligen, muß 
dieſelbe der Staatskaſſe aus den Einnahmen der Geſellſchaft erſtattet werden. 

Das in dieſem Artikel erwähnte Aufſichtsrecht bleibt mit Rückſicht auf die 
der Geſellſchaft geftattete Ausgabe von Inhaberpapieren auch dann in ſeinem 
vollen Umfange beftehen, wenn das den Aktiengeſellſchaften als ſolchen gegenüber 
zur Zeit geltende Aufſichtsrecht geſetzlich aufgehoben werden ſollte. 


Siebenter Titel. 
Hypothekariſche Darlehne. 


Artikel 61. 


Die Geſellſchaft gewährt hypothekariſche Darlehne nur auf ſolche Grund⸗ 
ſtücke, die einen dauernden und ſicheren Ertrag geben. Ausgeſchloſſen von der 
Beleihung ſind deshalb insbeſondere Bergwerke und Steinbrüche. . 


Artikel 62. 


Die Geſellſchaft beleiht Grundstücke in der Regel nur zur erſten Stelle, 
und zwar: l = 
a) Liegenſchaften innerhalb zwei Drittel, 
bz) Gebäude innerhalb der erſten Hälfte 
des Werths. 
Auf 


pflanzungen bedingt iſt, hypo 


Auf Weinberge, Wälder und andere Vier i 
ßpflanzungen beruht, dürfen, infoweit der angenommene Werth durch dieſe An⸗ 
thekariſche Darlehne nur bis zu einem Drittel ihres 
Werths gegeben werden. 5 N f 

Der Verwaltungsrath wird feſtſetzen, welche Arten von Liegenſchaften und 
Gebäuden außerdem nicht bis zu dem vorangegebenen Mapimalbetrage beliehen 
werden dürfen. 


Artikel 63. 


Die Ermittelung des Werths erfolgt nach den Grundſätzen, welche nach 
Preußiſchem Rechte bei der Ausleihung von Mündelgeldern maaßgebend find. 
Es find hiernach in der Regel und unter Berückſichtigung der im einzelnen Falle 
vorliegenden Verhältniſſe unverdächtige Erwerbsdokumente, landſchaftliche oder 
gerichtliche Taxen und dergleichen oder der Durchſchnitt des letzten Erwerbspreiſes, 
des gewöhnlich mit 6 Prozent kapitaliſirten Nutzungswerthes und (bei Gebäuden) 
der Feuerverſicherungsſumme für die Schätzung des zu beleihenden Grundſtücks 
maaßgebend. In allen Fällen muß die für das Darlehn anzunehmende Sicher⸗ 
heit ſowohl durch den Ertrags⸗ wie durch den Verkaufswerth des Grundſtücks 
vollkommen gerechtfertigt ſein. 5 

Der Verwaltungsrath hat die Ausführungsbeſtimmungen, nach welchen 
die jedesmalige Werthsermittelung zu machen iſt, zu erlaſſen. ö 


a Artikel 64. 

Baulichkeiten, welche ſich auf den verpfändeten Grundſtücken befinden, 
müſſen nach den vom Verwaltungsrathe feſtgeſetzten allgemeinen Normen oder 
nach den ſpeziellen Beſtimmungen des Darlehnsvertrages gegen Feuersgefahr 
verſichert fein. . 5 8 

Das Pfandrecht der Geſellſchaft iſt ausdrücklich auf die Brandentſchädi⸗ 
gungsgelder auszudehnen. f i 


Artikel 65. N 


Bei Gewährung hypothekariſcher Darlehne kann die Geſellſchaft ſtatt 
baaren Geldes ihre Pfandbriefe zum Nominalwerthe in Zahlung geben und den 
Verkauf derſelben gegen Proviſion übernehmen. 

Den Schuldnern, welchen Pfandbriefe zum Nominalwerthe in Zahlung 
gegeben worden, iſt das Recht zur Rückzahlung des Darlehns in gleicher Art 
ausdrücklich vorzubehalten. 

Darlehne unter 500 Thaler werden nicht bewilligt. 


Artikel 66. 
Die Darlehne, welche die Geſellſchaft gewährt, ſind entweder 
a) unkündbar, d. h. durch Annuitäten, oder 
b) kündbar, d. h. in ungetrennter Summe, beziehungsweiſe in Raten rück⸗ 


zahlbar. 
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ae. Artikel 67. 
Die Annuität wird baar bezahlt. 
Sie beſteht aus: 
a) den Zinſen, 
b) der Amortiſationsquote, 
e) einem Verwaltungskoſten⸗ Beitrage. a 
Die Zinſen werden ohne Rückſicht auf die allmälige Amortiſation des 
Darlehns bis zur Beendigung derſelben unvermindert bezahlt; der auf den amor⸗ 
tiſirten Betrag fallende Theil der Zinſen wird gleichfalls zur Amortiſation ver⸗ 
wendet. Inwieweit über den amortiſirten Theil des Darlehns ng fähige 
Quittung zu ertheilen ſei, hängt von der Beſtimmung der Geſellſchaft ab. 
Die vorbezeichneten Zahlungen ſind an den Orten und zu der Zeit, die 
von der Geſellſchaft feſtgeſetzt werden, in halbjährigen Raten zu leiſten. 
ſt die Zahlung nicht ſpäteſtens innerhalb vierzehn Tagen nach Verfall 
erfolgt, ſo muß eine Konventionalſtrafe von einem halben Prozent des Darlehns 
an die Geſellſchaft bezahlt werden. 


Artikel 68. 

Der Schuldner iſt berechtigt, außer der ſtipulirten Amortiſationsquote noch 
Abſchlagszahlungen zu leiſten, die jener Quote hinzutreten, oder auch das Dar⸗ 
lehn, ſoweit es noch nicht amortiſirt, ganz zu tilgen. 

Die Geſellſchaft kann feſtſetzen, in welchen Beträgen, zu welcher Zeit, 
a 8 5 welchen Bedingungen Rückzahlungen für dieſen Zweck angenommen 
werden. i 

Das Amortiſationskonto der Darlehnsnehmer enthält die Gutſchrift für 

a) die jährliche Amortiſationsquote, 
b) den Zinſen⸗Ueberſchuß, 
e) die etwgigen weiteren Abzahlungen. 


Die Amortiſationskonten ſind unter fortlaufenden Nummern zu führen, 
und wird jedem Darlehnsnehmer die Nummer ſeines Kontos mitgetheilt. 
Alljährlich wird ein Verzeichniß gefertigt, worin unter dieſen Nummern — 
ohne Angabe der Namen — der Stand jenes Amortiſationskontos am Schluſſe 
des Bilanzjahres aufgeführt wird. f 
Die Direktion macht bekannt, wo dies Verzeichniß von den Darlehns⸗ 
nehmern in Empfang genommen werden kann. d 
„Reklamationen gegen die Richtigkeit des Standes des Amortiſationskontos 
müſſen innerhalb Eines Monats nach dieſer Bekanntmachung bei der Geſellſchaft 
eingereicht werden; wer innerhalb dieſer Zeit nicht reklamirt, erkennt dadurch 
ſtillſchweigend den im Verzeichniß aufgeführten Stand ſeines Amortiſationskontos 
als richtig an. f 
Artikel 69. 


Die unkündbaren hypothekariſchen Darlehne werden in folgend allen 
gusnahmsweiſe Seitens der Gefellfchaft eh fi 5 nden Fällen 


a) wenn 


— 


a) wenn die vom Schuldner vertragsmäßig zu leiftenden Zahlungen ſammt 
etwaiger Konventionalſtrafe und ſonſtigen Koſten nicht innerhalb ſechs 
1 0 nach dem Fälligkeitstermine an die Geſellſchaft abgeführt wor⸗ 
en find; 

b) wenn der verpfändete Grundbeſitz oder ein Theil deſſelben zur Sequeſtra⸗ 

tion oder Subhaſtation gebracht, oder auch nur ein i Ver⸗ 

fahren eingeleitet, oder wenn die Rechtsgültigkeit oder der Rang der be⸗ 

ſtellten Hypothek beſtritten wird, 


e) wenn der Schuldner in Konkurs verfällt oder auch nur außergerichtlich 
die Zahlungen einftellt; 

d) wenn durch irgend welche Urſache der Werth des hypothekariſchen Unter⸗ 
pfandes im Vergleich gegen den bei Gewährung des Darlehns geſchätzten 
Werth ſo geſunken iſt, daß der nicht amortiſirte Theil des Darlehns 
nicht mehr als genügend geſichert erſcheint; Verminderungen des Werths 
der verpfändeten Grundſtücke, inſofern denſelben kein unwirthſchaftliches 
Verfahren des Beſitzers zum Grunde liegt, ingleichen ſolche Abveräuße⸗ 
rungen, deren Unſchädlichkeit nach Maaßgabe des Geſetzes vom 3. März 
1850. (Gefeß-Samml. ©. 145.) von der zuſtändigen Behörde beſcheinigt 
wird, berechtigen die Geſellſchaft zur Kündigung des gegebenen Darlehns 
nur in dem Betrage, welcher in dem Werthe der verbleibenden Subſtanz 
des Pfandobjektes nicht mehr ſeine ah i Deckung findet, zur 
Kündigung des geſammten Darlehns aber nur dann, wenn der gedeckt 
bleibende Betrag deſſelben nicht den geringſten Satz einer zuläſſigen Dar⸗ 
lehnsbewilligung erreicht 

wenn das Unterpfand theilweiſe veräußert oder unter mehrere Eigen⸗ 
thümer getheilt und nicht wegen Regulirung der Hypothek ein Abkommen 
mit der Geſellſchaft getroffen wird; 

f) wenn verpfändete Gebäude nicht nach den von dem Verwaltungsrathe 
feſtgeſetzten Normen gegen Feuersgefahr verſichert ſind. ö 


Wenn dieſe Ausnahme ⸗Beſtimmungen zur Anwendung gebracht werden, 
ſo muß eine dreimonatliche Kündigung vorhergehen. 


€ 


— 


Artikel 70. 


Jeder Darlehnsnehmer auf unkündbare Hypothek hat der Geſellſchaft ſchrift⸗ 
lich eine Adreſſe innerhalb des Preußiſchen Staates anzuzeigen, unter welcher die 
Zuſtellung der Erlaſſe der Geſellſchaftsorgane oder gerichtlicher Verfügungen an 
ihn zu bewirken iſt. 

a An dieſe Adreſſe erfolgen die Zuſtellungen, gültig für den 1 0 0 
Darlehnsnehmer und deſſen Rechtsnachfolger im Beſitze des en rund⸗ 
ſtücks, ſo lange nicht eine andere Adreſſe ſchriftlich der Geſellſchaft bezeichnet 
worden iſt. 5 4 

Betrifft die Hypothek mehrere Betheiligte, fo haben fie einen gemeinſchaft⸗ 

lichen Vertreter zu ernennen, und dieſer gemäß Alinea Eins eine Adreſſe zu be⸗ 
(Nr. 7634.) zeich⸗ 


zeichnen, an welche die Zuſtellungen gültig für alle erfolgen, fo lange nicht eine 
andere Adreſſe der Geſellſchaft bezeichnet worden iſt. 

Wird die Bezeichnung einer Adreſſe oder die Aufſtellung eines Vertreters 
unterlaſſen, ſo erfolgt die Zuſtellung, und zwar an mehrere Betheiligte in einer 
en Ausfertigung, gültig auf dem Prozeßbüreau des Königlichen Stadtgerichts 
in Berlin. 


Artikel 71. 

Kündbare hypothekariſche Darlehne, deren Tilgung in ungetrennter Summe 
oder in Raten erfolgt, werden entweder auf beſtimmte Zeit oder unter Feſtſetzung 
einer Kündigungsfriſt gewährt. s 

In der Regel ſoll die Friſt für die Rückzahlung zehn Jahre und für die 
Kündigung ſechs Monate nicht überſteigen. 


Artikel 72. 
Die noch erforderlichen allgemeinen Normen für Gewährung kündbarer 
hypothekariſcher Darlehne wird der Verwaltungsrath feſtſetzen. 


Artikel 73. 


Anträge auf Genehmigung von Darlehnen kann die Geſellſchaft ohne 
Angabe von Gxünden zurückweiſen. a 


Achter Titel. 
Die Pfandbriefe. 


Artikel 74. 

Die Geſellſchaft giebt in Höhe der ihr zuſtehenden hypothekariſchen For⸗ 
derungen verzinsliche Central⸗Pfandbriefe aus. — Die Geſammtſumme derſelben 
ei den zwanzigfachen Betrag des baar eingezahlten Grundkapitals nicht über- 
eigen. f 
Sie lauten auf den Inhaber und werden von dem Präſidenten oder einem 
Direktor und einem Mitgliede des Verwaltungsrathes unterzeichnet und von 
einem Reviſor mit der Beſcheinigung verſehen, daß die vorgeſchriebene Sicherheit 
in Hypotheken⸗Inſtrumenten vorhanden ſei (vergl. auch Art. 60.). 


Artikel 75. 


Die Central⸗Pfandbriefe ſind entweder Seitens der Inhaber kündbar, 
oder lauten unkündbar Seitens der Inhaber auf eine beſtimmte oder auf eine 
durch Verlooſung zu beſtimmende Verfallzeit. 


N Artikel 76. 
Die kündbaren und auf eine beſtimmte Verfallzeit lautenden Central⸗ 
Pfandbriefe nebſt Zinskupons reſp. Talons werden nach den vom — 
a rathe 


ee 1 


= sale » ausgefertigt, welche der miniſteriellen Genehmigung 
edürfen. = 


Den Nominalbetrag der einzelnen Stücke ſowohl in inländifchen wie aus⸗ 
ländiſchen Valuten und den Zinsfuß wird der Verwaltungsrath feſtſetzen. Stücke 
unter 25 Thaler ſollen nicht ausgegeben werden. 

Für die halbjährlich zu zahlenden Zinſen werden Zinskupons für höchſtens 
zehn Jahre beigefügt. — Dieſelben find an den von der Direktion näher bekannt 
zu machenden Stellen zahlbar. e 
Die Zinſen verjähren zu Gunſten der Geſellſchaft in vier Jahren, vom 
31. Dezember desjenigen Jahres an gerechnet, in welchem ſie fällig geworden 
find; dies wird auf den Zinskupons vermerkt. 

8 Artikel 77. 

Die verloosbaren Central⸗Pfandbriefe nebſt Zinskupons und Talons wer⸗ 
den nach den vom Verwaltungsrathe feſtzuſtellenden Schemas ausgefertigt, welche 
der miniſteriellen Genehmigung bedürfen. Zunächſt werden dieſelben nach den 
anliegenden Schemas E., F., G. ausgefertigt. Eine Veränderung derſelben be⸗ 
darf der miniſteriellen Genehmigung. - 

Den Pfandbriefen, Talons, Kupons können beglaubigte Ueberſetzungen in 
fremde Sprachen beigefügt werden. 

Für die halbjährlich zu zahlenden Zinſen werden Zinsſcheine auf zehn Jahre 
und ein Talon beigefügt. — Gegen Einlieferung des letzteren werden neue Zins⸗ 
ſcheine auf je zehn Jahre nebſt Talons ausgegeben. — Die Beſtimmungen des 
vorſtehenden Artikels über den Nominalbetrag der Stücke, den Zinsfuß und die 
Zahlung und Verjährung der Zinskupons ſind auf die verloosbaren Central⸗ 
Pfandbriefe und die Zinsſcheine gleichfalls anwendbar. 


Artikel 78. 

Die Verlooſung der zur Rückzahlung beſtimmten Central⸗Pfandbriefe er⸗ 
folgt in Gegenwart eines Richters oder Notars, welcher darüber eine Verhand⸗ 
lung aufnimmt. 

Die gezogenen Nummern, ſowie der Ort und die Zeit der Rückzahlung, 
werden dreimal in angemeſſenen Zwiſchenräumen durch die Geſellſchaftsblätter 
bekannt gemacht, das erſte Mal wenigſtens ſechs Monate vor dem Rückzahlungs⸗ 
termine, mit welchem die Verzinſung aufhört. 

Die Rückzahlung erfolgt gegen Einlieferung der Pfandbriefe und der nicht 
fälligen Zinsſcheine. n | 

Artikel 79. 

Die zurückgezahlten Central⸗Pfandbriefe werden in Gegenwart des Prä⸗ 
ſidenten oder eines Direktors, des Staatskommiſſars, eines Mitgliedes des Ver⸗ 
waltungsrathes und eines Reviſors ls „ungültig“ abgeſtempelt. Hierüber wird 
ein Protokoll aufgenommen. ö 

Artikel 80. 

Kein Pfandbrief darf von der Geſellſchaft ausgegeben werden, der nicht 

zuvor durch eine ihr zuſtehende Hypothekenforderung gedeckt iſt. ö 
Gr. 7634.) : Die 


. en 


Die Seitens des Inhabers kündbaren oder auf eine beſtimmte Verfallzeit 
geſtellten Pfandbriefe müſſen durch der Geſellſchaft zuſtehende kündbare oder auf 
eine beſtimmte Verfallzeit geftellte Hypotheken in gleichem Betrage gedeckt ſein. 

Die nach dem Schlußfag Artikel 6. unter Umſtänden im Auslande zu er- 
e Hypotheken kommen bei den vorſtehenden Beſtimmungen nicht in 

etracht. 5 f 

Der Betrag, um welchen ſich das Kapital der als Garantie dienenden 
Hypothekenforderungen durch Amortiſation oder durch Rückzahlung oder in an⸗ 
derer Weiſe vermindert, ſoll ſtets aus dem Verkehr gezogen oder durch andere 
Hypothekenforderungen erſetzt werden, ſo daß das im Artikel 2. Nr. 4. vorge⸗ 
ſchriebene Verhältniß ſtets aufrecht erhalten wird. 


Artikel 81. 
Die pünktliche Zahlung von Kapital und Zinſen der Central⸗Pfandbriefe 
wird geſichert: a 
1) durch die Hinterlegung eines den ausgegebenen Hypothekenbriefen wenig⸗ 
ſtens gleichen Betrages guter hypothekariſcher Forderungen in den Archiven 
der Geſellſchaft ; 5 
2) durch die unbedingte Haftung der Geſellſchaft mit ihrem geſammten 
Vermögen, insbeſondere mit ihrem Grundkapital und Reſerveſonds. 
Die hinterlegten Hypothekenforderungen (Nr. 1.) haften nicht für die 
ſonſtigen Verbindlichkeiten der Geſellſchaft, fie werden vielmehr aus deren Ver⸗ 
mögen ausgeſchieden und ausſchließlich als Sicherheit für die Inhaber von Cen⸗ 
tral⸗Pfandbriefen unter Mitverſchluß des Staatskommiſſars oder eines von dem 
ſelben zu deſignirenden Beamten deponirt. . 


Artikel 82. 


Die Beſtimmungen der Artikel 19. und 20. bezüglich beſchädigter oder 
verlorener Aktien, Dividendenſcheine und Talons finden auch auf beſchädigte oder 


verloren gegangene Central⸗Pfandbriefe, Zinskupons, Zinsſcheine und Talons 
Anwendung. 


Neunter Titel. 


Von den Darlehnen an Provinzen, Kreiſe, Staͤdte, Landesmeliorations⸗ 
a Geſellſchaften ꝛc. : 


Artikel 83. 


i Bei Darlehnen, welche an Provinzen, Kreiſe, Städte und Landesmeliora⸗ 
tions⸗Geſellſchaften und Korporationen aller Art gegeben werden, finden die Ber 
ſtimmungen der beiden vorhergehenden Titel, ſoweit ſie ſich nicht auf das Vor⸗ 
handenſein einer Hypothek beziehen, Anwendung. 


Art. 


a Artikel . N 
In Höhe dieſer Darlehne werden von der Geſellſchaft verzinsliche Obli⸗ 


8 gationen (Kommunal⸗ Obligationen genannt) ausgegeben. 


Sie werden mit den im Artikel 74. gedachten Unterſchriften, einer Beſchei⸗ 
nigung des Regierungskommiſſars, daß die als Deckung dienenden Kommunal- 
Anleihen mit Genehmigung der geſetzlich zuſtändigen Aufſichtsbehörde kontrahirt 

1 ache einer ſolchen des Reviſors, daß die ſtatutmäßige Deckung vorhanden 
iſt, verſehen. 

Die Forderungen, welche dieſe Deckung bilden, haften eben ſo wenig wie 
die Hypothekenforderungen (Artikel 81.) für die ſonſtigen Verbindlichkeiten der 
Geſellſchaft. — Die darüber lautenden Dokumente werden gleichfalls aus deren 
Vermögen ausgeſchieden und ausſchließlich als Sicherheit für die Inhaber von 
Obligationen unter Mitverſchluß des Skaatskommiſſars oder eines von demſelben 
zu deſignirenden Beamten deponirt. 5 

In allen übrigen Beziehungen gelten die bezüglich der Central⸗Pfandbriefe 
feftgefegten Beſtimmungen auch für dieſe Obligationen. 


Schema A. 
Preußiſche Central⸗Bodenkredit⸗Aktiengeſellſchaft. 
A f 


zu 


Zweihundert Thalern gleich Siebenhundert fuͤnfzig Franks. 


Für gegenwärtige auf den Inhaber lautende Aktie von Zweihundert Thalern 
im Dreißigthalerfuße, gleich Siebeuhundert fünfzig Franks, iſt der volle 
Nominalwerth bezahlt worden. 


Berlin, denmn 18. 
Der Praͤſident. (L. S.) Der Verwaltungsrath. 


(Unterſchrift deſſelben.) (unterſchrift eines Mitgliedes.) 
Eingetragen im Aktienbuch sub Fol. ..... a 
Der Kontrolbeamte. 
(Unterſchrift.) 
(Auf der Rückſeite Franzöſiſche Ueberſetzung.) 


Jahrgang 1870, (Nr: 7634) 37 Schema B. 
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BEN 729: 


Schema I. 


Preußiſche Central- Bodenkredit- Aktiengefellfi chaft, 
(durch Allerhöchſte Genehmigung vom ten 1870. konzeſſionirt). 


Der Sitz der Geſellſchaft iſt Berlin. 


Geſellſchaftskapital: 12,000,000 Thaler im Dreißigthalerfuß (45,000,000 
Franks), eingetheilt in 60,000 Aktien, die Aktie zu 200 Thalern Preußiſch Kurant 
oder 750 Franks. 


Interimsſchein 
über 
en Prozent Einzahlung auf die Aktie N. 


Inhaber dieſes Interimsſcheines hat die aus der erfolgten Einzahlung von 
RO Thalern im Dreißigthalerfuß oder Franks, gleich ..... Pro⸗ 
zent des Betrages einer Aktie, ſtatutenmäß 


ig zuſtehenden Rechte erlangt. 
Bi a Er 18:5 
Der Bräfident. (L. S. Der Verwaltungsrath. 
(Unterſchrift deſſelben.) (Unterſchrift eines Mitgliedes.) 


Eingetragen im Regiſter sub Fol... 
Der Kontrolbeamte. 
(Unterſchrift.) 


— 00 


(Auf der Rückſeite Franzöſiſche Ueberſetzung.) 


Schema C. 


_ Schema .f 0 
Preußiſche Central⸗Bodenkredit⸗Aktiengeſellſchaft. 
Dibidendenſchein A... 


zur 
Aktie e 
zahlbar ſpäteſtens am 1. Juli 18... laut näherer Bekanntmachung. 
Berlin, den 18% 
Der Praͤſident. Der Verwaltungsrath. 
(Unterſchrift in Fakſimile.) (Unterſchrift eines Mitgliedes in Fakſimile.) 
Eingetragen im Regiſter sub Fol... 
Der Kontrolbeamte. 8 
(Unterſchrift.) j 


= 18.. ungültig und die 
darauf zu erhebende Dividende alsdann der Geſellſchaft verfallen (Artikel 20. 


(Auf der Rückſeite Franzöſiſche Ueberſetzung.) 


Schema D. 
Preußiſche Central-Bodenkredit⸗Aktiengeſellſchaft. 
Daa l en u 


zu dem 


Dividendenbogen der Aktie „AR....... 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe nach zehn Jahren und 
vorgängiger Bekanntmachung der Geſellſchaft Dividendenſcheine für fernere zehn 
Jahre nebſt einem neuen Talon, ſoweit nicht ein Widerſpruch nach Artikel 20. 
des Statuts zu berückſichtigen iſt. 5 


Berlin, denn 1 
Der Praͤſident. Der Verwaltungsrath. 
(Unterſchrift.) (Unterſchrift eines Mitgliedes.) 


Der Kontrolbeamte. 
(Unterſchrift.) 


(Auf der Rückſeite Franzöſiſche Ueberſetzung.) 


(Nr. 7634.) TE Schema E. 


. proz. Wfandbrief- Anleihe 
der 


Preußiſchen Central⸗Bodenkredit⸗Aktiengeſellſchaft 
5 vom Jahre .. 
im Geſammtbetrage von Millionen 5 
emittirt auf Grund der 
Allerhöchſten Konzeſſion Seiner Majeſtät des Königs von Preußen 
mo 1870. 


Pfändbrief Eiter e 


Die Preußiſche Central⸗Bodenkredit⸗Aktiengeſellſchaft ſchuldet dem Inhaber die⸗ 


ſes Pfandbriefes unter der im Artikel 81. ihres Statuts angegebenen Haftung und: 
Garantie a 


verzinslich zu.. Prozent jährlich. a f 
Dieſer Pfandbrief, von Seiten des Inhabers unkündbar, wird durch die 
Preußiſche Central⸗Bodenkredit⸗Aktiengeſellſchaft nach vorgängiger Auslooſung und 


öffentlichem Aufgebot nach 0. der umſtehenden Amortiſationsbedingungen 
V eingelöſt. 


Berli dn 18. 
Für die Direktion. Fauür den Verwaltungsrath. 
(Unterfchrift.) (Unterſchrift.) 


Vorſtehender Pfandbrief iſt unter Beobach⸗ Daß für den vorſtehenden Pfandbrief die 
tung der Vorſchriften des Geſellſchafts⸗Statuts 0 Sicherheiten in Hypotheken 
in Betreff des zuläſſigen Geſammtbetrages der vorhanden ſind, beſcheinigt 


u emittirenden dbri gegeben. i 
d Berlin, den e 5 Berlin, den ag N 18 
Der Königliche Kommiſſar. Der Reviſor. 
(Unterſchrift.) j (Anterſchrift.) 
Eingetragen im Regiſter sub Fol. . Der Kontrolbeamte. 
3 = (Unterſchrift.) 


(Rückſeite: Abdruck der Artikel 74. 80. 81. des Statuts und der Amortiſationsbedingungen) 


Schema F. 


33% Da 
Serie..... Zinskupon . 
zum 


Preußiſchen Central⸗Pfandbrief Littr........ Me... .. 


über 


der 


SR proz. Pfandbrief⸗Anleihe vom Jahre 18.. 


albjährliche Zinſen, am :... 13k. zahlbar an den umſeitig 
1 Stellen. f 
Berlin, denn 18. 


Eingetragen im Regiſter sub Fol.. Die Direktion. 


Der Kontrolbeamte. (Fakſimile der Unterſchriften von zwei 
(Unterſchrift.) Mitgliedern der Direktion.) 


Dieſer Kupon iſt nach dem l. 18.. ungültig. 
(Rückſeite: Angabe der Zahlſtellen, bei welchen die Einlöſung erfolgt.) 


Schema & 


Tele Dell 
5 zum 
Kuponbogen 


des 


Preußiſchen Central⸗Pfandbriefes Littr........ „ 
über 
; der 


BE proz. Dfandbrief - Anleihe vom Jahre 18.. 


Dem Inhaber dieſes Talons werden gegen deſſen Rückgabe nach zehn Jahren 
und vorgängiger Bekanntmachung der Direktion Zinskupons für fernere zehn 
(Nr, 76347635.) Jah⸗ 


— 282 — 
Jahre nebſt einem neuen Talon koſtenfrei an den auf den Kupons bezeichneten 
Zinszahlſtellen ausgehändigt, ſoweit nicht nach Artikel 82. des Statuts ein er⸗ 
hobener Widerſpruch zu berückſichtigen oder die Kupons dem Inhaber des Pfand⸗ 
briefes ausnahmsweiſe zu verabfolgen ſind. ö 


Berlin, d n 8 
Eingetragen im Regiſter sub Fol... Die Direktion. 
Der Kontrolbeamte. (Fakſimile der Unterſchrift von zwei 
(Unterſchrift.) Mitgliedern der Direktion.) 


(Ir. 7635.) Allerhöchſter Erlaß vom 12. März 1870, betreffend die Genehmigung des Statut⸗ 
ö nachtrages der Bank des Berliner Kaſſenvereins vom 29. Januar 1870., 
wegen Verlängerung des Privilegiums zur Ausgabe von Noten auf den 

Inhaber bis zum 15. April 1880. 


Ai Ihren Bericht vom 7. März d. J. will Ich der Bank des Berliner 
Kaſſenvereins die Ermächtigung zur Ausſtellung von Banknoten auf den Inhaber 
unter den in dem Statut vom 15. April 1850. (Geſetz-Samml. 1850. S. 301.), 
in dem unterm 27. März 1860. genehmigten Statutnachtrage (Geſetz-Samml. 
1860. S. 146.) und in dem ferneren, von dem hierzu ermächtigten Verwaltungs 
rathe und Ausſchuſſe der Aktionaire der Bank aufgeſtellten Statutnachtrage vom 
29. Januar 1870. enthaltenen Bedingungen, auf Grund des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. (Geſetz-Samml. 1833. S. 78.), auf weitere zehn Jahre bis 
zum 15. April 1889. ertheilen und den hierbei zurückfolgenden Statutnachtrag 
vom 29. Januar 1870. hierdurch genehmigen. Der letztere iſt mit dieſem 
Meinem Erlaſſe durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 12. März 1870. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. Ca mphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, den Juſtizminiſter und den Finanzminiſter. 


Dritter 


Dritter Nachtrag 
unse 
Statut der Bank des Berliner Kaſſenvereins vom 15. April 1850. 


5 
Zu H. 67. des Statuts tritt folgender Zuſatz hinzu: 
„Die Dauer der Geſellſchaft wird auf weitere zehn Jahre vom Ablaufe 
des in dem Statutnachtrage vom 7. März 1860. beſtimmten Zeitraums 
(15. April 1870.) ab verlängert.“ 


II. 


Der zweite Satz des unter I. gedachten §. 67. des Statuts wird aufge⸗ 
hoben und tritt folgende Beſtimmung an deſſen Stelle: 

„Die Dauer des Privilegiums zur Ausgabe von unverzinsbaren Noten 
auf den Inhaber — F. 12. des Statuts — iſt auf einen zehnjährigen 
Zeitraum vom 15. April 1870. ab beſchränkt. Sollte innerhalb dieſes 
Zeitraums das Notenprivilegium der Preußiſchen Bank, wie daſſelbe 
gegenwärtig auf Grund der Bankordnung vom 5. Oktober 1846. und 
des Geſetzes vom 7. Mai 1856. beſteht, aufgehoben oder modiſtzirt 
werden, ſo erliſcht das Recht der Bank des Berliner Kaſſenvereins zur 
Notenausgabe ſechs Monate nach Publikation des betreffenden Geſetzes 
ohne Anſpruch der Geſellſchaft auf Entſchädigung.“ 


III. 


Der F. 68. des Statuts wird gleichfalls aufgehoben und ſtatt deſſen 
beſtimmt: 

„Die Bank iſt verpflichtet, jedenfalls bis zum Ablaufe der Konzeſſion, 
wenn aber die Auflöſung der Geſellſchaft ſchon früher beſchloſſen worden 
oder wenn das Notenprivilegium nach Maaßgabe des vorſtehenden 
Nachtrages Nr. II. zum F. 67. erlöſchen ſollte, innerhalb Jahresfriſt 
nach dem Auflöſungsbeſchluſſe, reſp. nach dem Zeitpunkte des Erlöſchens 
des Notenprivilegiums ihre ſämmtlichen Noten einzulöſen. Wird die 
Auflöſung der Geſellſchaft innerhalb des letzten Jahres vor dem Ablaufe 
der Konzeſſion beſchloſſen, fo müſſen bis zu dieſem Zeitpunkte, falls aber 
die Bank wider Erwarten in Konkurs verfallen ſollte, ſofort ſämmtliche 
Noten eingelöſt werden.“ 15 


Der gegenwärtige Nachtrag tritt vom 15. April 1870. ab in Kraft. 
Berlin, den 29. Januar 1870. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


